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Der Stimmzettel für die Europawahl wird angeführt von CDU und SPD. Er endet mit den Senio-
renparteien, RRP und die Rentner.

150 816 Männer
und frauen im
Landkreis aurich sind
wahlberechtigt.

Ostfriesland/mm – 31 Par-
teien bewerben sich am Sonn-
tag um den Einzug in das
Europäische Parlament. Der
knapp ein Meter lange Wahl-
zettel reicht von den etablier-
ten Parteien wie CDU oder
SPD bis zu exotischen Listen
wie den Piraten. An den Po-
sitionen 30 und 31 sind zwei
Rentnerparteien – die RRP
und die Rentner – aufgelistet.
Die Wahllokale sind morgen
– wie in Deutschland bei allen
Wahlen üblich – von 8 bis 18
Uhr geöffnet.

Bei der letzten EU-Wahl im
Jahr 2005 schritten im Land-
kreis Aurich 50874 Männer
und Frauen an die Urnen.
Die Beteiligung lag seiner-
zeit bei 35 Prozent. Landrat
Walter Theuerkauf hofft auf
eine „gute Wahlbeteiligung in
seinem Kreis, die über dem
Ergebnis aus 2004 liegt“. Dies
auch vor dem Hintergrund,
dass die Einflüsse des Europä-
ischen Parlaments auf die ört-
lichen Ebenen immer stärker

zugenommen haben.
Bei der morgigen Europa-

wahl meldet der Landkreis
Aurich insgesamt 150816
Wahlberechtigte – 3626 mehr
als noch im Jahr 2004. Die
Städte Aurich (32799) und
Norden (20758) haben im
kommunalen Vergleich die
meisten Wahlberechtigten.
Jeder, der 18 Jahre und älter
ist, kann an diesem Urnen-
gang teilnehmen.

Jeder Wähler hat eine
Stimme. Er kann sie auf eine
der erwähnten 31 Parteien
(Listen) verteilen. Personen
können nicht direkt gewählt
werden. Die Parteien haben
weit vor der Wahl Bundes- be-
ziehungsweise Landeslisten
aufgestellt, die – je nach Stim-
menanteil – die Bewerber ins
EU-Parlament ziehen.

Platz eins der niedersäch-
sischen Landesliste hält EU-
Parlamentspräsident Hans-
Gert Pöttering (CDU) aus Bad
Iburg. Der Sozialdemokrat
Matthias Groote aus Rhau-
derfehn, der vor vier Jahren
für den Hinteraner Garrelt
Duin (jetzt MdB) nachrückte,
liegt auf Platz elf der Bun-
desliste seiner Partei. Wegen
ihrer überragenden Absiche-

rung werden beide Bewerber
ganz sicher wieder ins neue
Parlament in Straßburg bezie-
hungsweiseBrüsseleinziehen.
Die Bundesliste führt überdies
der Norder Friedrich Keine-
mann für seine Partei 50Plus
Das Generationen-Bündnis
an. Dass diese Partei die Fünf-
Prozent-Klausel übertreffen
wird, ist unwahrscheinlich.

Als einwohnerstärkster
der insgesamt 27 Mitglieds-
staaten stellt Deutschland 99
Abgeordnete für das Euro-
pa-Parlament. Als kleinstes
Land verfügt Malta über fünf
MdEP.

Die CDU errang vor fünf
Jahren einen klaren Sieg.
Sie landete bundesweit bei
einem Stimmenanteil von 45
Prozent. Die SPD erlitt hohe
Verluste und kam lediglich
auf knapp über 20 Prozent.
DieBundesbürgerstraftenda-
mals die in Berlin regierende
SPD-geführte Koalition ab.
Viele wollten der damaligen
Schröder-Regierung einen
Denkzettel verpassen. Auch
im Landkreis Aurich verlo-
ren die Sozialdemokraten
massiv. Sie blieben aber mit
einem Stimmenanteil von 40
Prozent stärkste Partei.

31 Parteien wollen in
das EU-Parlament
Demokratie Wahlurnen morgen von 8 bis 18 uhr geöffnet

hage/mm – Die Förderschu-
len Schwerpunkt Lernen in
Norden und Großheide sollen
zum nächsten Schuljahr einen
Sozialpädagogen erhalten. Das
hat der Ausschuss für Schulen,
Sport und Kultur im Landkreis
befürwortet. Das Gremium
tagte am Donnerstag unter
der Leitung des Wiesmoorers
Holger Hedemann (CDU) in
den Räumen der Kooperativen
Gesamtschule (KGS) Hage.

Nach Darstellung von Kreis-
rat Frank Puchert nehme die
Zahl der Schüler mit „dro-
hendem oder festgestelltem
sonderpädagogischen För-
derbedarf im Bereich der
emotionalen und sozialen
Entwicklung“ stark zu. Ver-
haltensauffällige Kinder und
Jugendliche oder Schülern aus
einem schwierigen familiären
Umfeld könnte mit dem Ein-
satz von Sozialpädagogen eine
individuelle Förderung ermög-
licht werden. Die Kapazitäten
an der Leiner-Schule in Große-
fehn seien begrenzt. Deshalb
könnten etliche Schüler nicht
aufgenommen werden und
müssten an ihren Stammschu-
len verbleiben. Dort hätten die
Lehrkräfte kaum die Zeit, sich
ihnen mit entsprechender Auf-
merksamkeit zu widmen.

Kritisiert wurde, dass das
Land zwar Fachkräfte für Be-
rufsbildendeSchulen,Gesamt-
schulen oder Hauptschulen
bezahle, Sozialpädagogen für
Förderschulen jedoch nicht.
Deshalb will jetzt der Land-
kreis einspringen. Der Sozial-
pädagoge wird an den Schulen
in Norden und Großheide tä-
tig werden. Die Kosten, teilte
Puchert süffisant mit, würden
vom Landkreis Leer beglichen.
Der zahlt für die Schüler Ent-
schädigungen, die aus seinem
Gebiet an den Gesamtschulen
in Aurich unterrichtet werden.
Davon profitieren jetzt die För-
derschulen. Im Haushalt 2010
entstehen Kosten in Höhe von
rund 40000 Euro. Der Aus-
schuss stimmte den Plänen
einstimmig zu.

resolution

GegendieStimmenvonCDU
und FDP hat der Ausschuss
eine Resolution verabschiedet,
die sich gegen geplante Ände-
rungen des niedersächsischen
Schulgesetzes richtet. Die SPD
will dieVielfalt und Qualität der
aktuellen Schulformen erhal-
ten (wir berichteten). Hinrich
Trauernicht bat um Zustim-
mung für den Antrag seiner
Fraktion. Als Elternvertreter
führte Christian Hohagen aus,
dass ein einmütiger Beschluss
wünschenswert sei. Es gebe
Widerstand gegen die Pläne
der Landesregierung aus na-
hezu allen Gesellschaftsgrup-
pen. Der von CDU und FDP
vorgesehene Entwurf sei ein
„massiver Angriff auf das Kon-
zept der Integrierten Gesamt-
schule“. Die CDU-Vertreter Jo-
hann Burmeister sowie Holger
Hedemann wiesen die Resolu-
tion zurück. Sie sei in der Sache
falsch und in der Form nicht
akzeptabel. Das Abitur nach
zwölf Schuljahren abzulegen,
sei internationaler Standard,
so Burmeister. Schüler, die
langsamer lernten, könnten ihr
Abi auch nach 13 Schuljahren
ablegen. Hedemann verwies
darauf, dass die Resolution
erst vor zwei Tagen zugestellt
worden sei und „vollgestopft“
sei mit Aspekten, die nicht
im Zusammenhang mit der
Gesetzesänderung stünden.
Er kanzelte die Resolution als
parteipolitisches Wahlkampf-
Geplänkel ab.

Das sah der Rest des Aus-
schusses anders. Die Resolu-
tion wurde verabschiedet.

schulmittelfonds
Einig waren sich alle in der

Frage der Fortführung des
Schulmittelfonds, der auf SPD-
Antrag„grundsätzlichbeibehal-
ten“ werden soll. Der Fonds un-
terstützt bedürftige Schüler mit
Sachmitteln. Hedemann: „Den
Antrag jetzt zu stellen, ist auch
Wahlkampf. Wir unterstützen
ihn selbstverständlich.“

Sozialpädagogen für
Norden und Großheide
schulausschuss tagung in KGs hage


